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Begründung: 
 
1. Der Verwaltungsausschuss hat die Vorlage „Haushaltssatzung der Stadt Braunschweig 

für das Haushaltsjahr 2011“ (Drucksache Nr. 14160/11) in der Fassung der 2. Ergän-
zung der Vorlage in seiner Sitzung am 15. Februar 2011 beraten und ist in seiner Be-
schlussfassung den Empfehlungen des Finanz- und Personalausschusses gefolgt.  
 

2. Der Finanz- und Personalausschuss hatte zu den in Anlage 0 genannten Punkten kein 
Votum abgegeben bzw. die Anträge lagen zur Sitzung des Finanz- und Personalaus-
schusses am 3. Februar 2011 noch nicht vor. Diese Punkte der Anlage 0 wurden im 
Verwaltungsausschuss am 15. Februar 2011 mit folgenden Ergebnissen beraten: 
 

2.1       Finanzunwirksamer Antrag der SPD-Fraktion „Bedarfserhebung zur Schulsozial-
arbeit/Prävention statt Reaktion“ 
Der Verwaltungsausschuss hat diesen Antrag passieren lassen 
 

2.2       Finanzunwirksamer Antrag der SPD-Fraktion „Sicherung der Schulsozialarbeit an 
Braunschweiger Schulen“  
Der Verwaltungsausschuss hat diesen Antrag passieren lassen 
 

2.3       Antrag des Jugendhilfeausschuss zu den Strategischen Zielen FB 51   
Der Verwaltungsausschuss hat diesen Antrag passieren lassen 
 

2.4       Antrag der CDU-Fraktion zum Städtischen Stadion / Ausbau der Westtribüne   
Antragsvolumen: 14,5 Mio. € 
Der Verwaltungsausschuss hat diesen Antrag passieren lassen 
 

2.5       Lessinggymnasium Wenden/Sanierung  - Verschiebung der Finanzierungsraten  
anhand des CDU Antrages  
Antragsvolumen (Aufstockungsbetrag): 3,6 Mio. € 
Der Verwaltungsausschuss hat diesen Antrag mit 6 Dafür-Stimmen und 5 Enthaltungen 
angenommen. 

 
2.6       Änderungsantrag der CDU-Fraktion „Neubau von Feuerwehrhäusern“  

Antragsvolumen: 1,2 Mio. € 
Der Verwaltungsausschuss hat diesen Antrag einstimmig angenommen. 
 

2.6       Finanzunwirksamer Änderungsantrag der CDU-Fraktion „Einrichtung von Familien-
zentren“ 
Der Verwaltungsausschuss hat diesen Antrag einstimmig angenommen. 
 

 
3. Folgende Anträge der Fraktion Die Linke. sind auf Wunsch der Antragstellerin nicht im 

Verwaltungsausschuss behandelt worden: 
 

3.1   Antrag „Sportförderung“  
Antragsvolumen: 1.437.900 € 
 

3.2   Antrag „Krippen- /Kindergarten-/Schulkindbetreuung in Kita s“  
Antragsvolumen: 8.141.902 € 
 

3.3   Antrag „Spiel- und Jugendplätze“  
Antragsvolumen: 400.000 € 

 
3.4   Finanzunwirksamer Antrag „Bürgerhaushalt 2012“  
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4. Weiterhin sind im Finanz- und Personalausschuss am 3. Februar 2011 im Rahmen der 
Beratungen zu den finanzunwirksamen Anträgen „Schulsozialarbeit“  und „Elektro-
mobilität“  Fragen gestellt worden. Hierzu enthält die Anlage 1 Stellungnahmen. 
 
 

5. Die finanzwirksamen Anträge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen „Ausweitung des An-
gebotes an Schulkindbetreuungsplätzen im Bereich der Offenen Ganztagsgrundschulen 
sowie der Schulkindbetreuungsgruppen in und an Schulen“ (Seiten 69 und 97 der Zu-
sammenstellung der Anträge) sind im Jugendhilfeausschuss als Bestandteil der Vorlage 
„Konzept zur Umwandlung von Schulen in Ganztagsschulen“ (DS 13894/10) beraten 
und angenommen worden. Der Finanz- und Personalausschuss und der Verwaltungs-
ausschuss haben diese Anträge im Rahmen der Haushaltsberatungen abgelehnt. Die 
o.g. Vorlage hat der Verwaltungsausschuss in der Fassung des Vorschlages der Verwal-
tung (ohne die Anträge) angenommen und dem Rat zur Beschlussfassung empfohlen.  
 

6. Am 17. Februar 2011 sind die als Anlage beigefügten Anträge der SPD-Fraktion einge-
reicht worden. Bei diesen Anträgen handelt es sich um bereits vorliegende und in den 
Listen eingearbeitete Anträge, die im Finanz- und Personalausschuss und im Verwal-
tungsausschuss bereits beraten wurden. Nur der Antrag „Sicherstellung eines warmen 
Mittagessens an allen Braunschweiger Grundschulen“ ist bisher als finanzwirksamer 
Antrag beraten worden. Der nun gestellte Antrag ist finanzunwirksam und ist somit noch 
nicht beraten worden. 
 
 

 
I. V. 
 
 
 
gez. 
 
Stegemann 
 
 
 
Anlage 0 (Neufassung) 
Anlage 1 Stellungnahmen der Verwaltung zu Fragen au s der Sitzung des Finanz- und 
Personalausschusses vom 03. Februar 2011 
Anlage 2 Anträge der SPD-Fraktion 
 
 
 
 
 










































Anlage 0 neu 
 
 
zur Vorlage  
„Haushaltssatzung der Stadt Braunschweig für das Haushaltsjahr 2011“  
an den Rat am 22. Februar 2011 


 
zur Einzelabstimmung 
 
 
Folgende Anträge hat der Finanz- und Personalausschuss in seiner Sitzung am 
3. Februar 2011 nur passieren lassen. Auch der Verwaltungsausschuss hat die Anträge 
Ziffer 1 bis 4 passieren lassen. Der Antrag Ziffer 5 wurde vom Verwaltungsausschuss 
angenommen: 
 


1. Finanzunwirksamer Antrag der SPD-Fraktion „Bedarfserhebung zur Schulsozialar-
beit/Prävention statt Reaktion“ (Seite 13, Anlage 2.2) 
 


2. Finanzunwirksamer Antrag der SPD-Fraktion „Sicherung der Schulsozialarbeit an 
Braunschweiger Schulen“ (Seite 14, Anlage 2.2) 
 


3. Antrag des Jugendhilfeausschuss zu den Strategischen Zielen FB 51 (Anlage 2.3.1) 
 


4. Antrag der CDU-Fraktion zum Städtischen Stadion / Ausbau der Westtribüne (Seite 13, 
Anlage 2.5.1 bzw. Seite 9, Anlage 2.6.1)  
Antragsvolumen: 14,5 Mio. €  
(2011: 4 Mio. €; 2012: 9 Mio. €; 2013: 1,5 Mio. €) 
 


5. Lessinggymnasium Wenden/Sanierung - Verschiebung der Finanzierungsraten anhand 
des CDU Antrages (Seite 11, Anlage 2.5.1 bzw. Seite 6, Anlage 2.6.1)  
Antragsvolumen (Aufstockungsbetrag): 3,6 Mio. €  
(2011: 1.937.900 €; 2012: 1.664.100 €) 
 
 


Weiterhin sind folgende Anträge am 15. Februar 2011 eingereicht worden und daher oh-
ne Beschlussempfehlung des Finanz- und Personalausschusses. Der Verwaltungsaus-
schuss hat diese Anträge einstimmig angenommen: 
 


6. Änderungsantrag der CDU-Fraktion „Neubau von Feuerwehrhäusern“ 
Antragsvolumen: 1,2 Mio. € 
(2011: 450.000 €; 2012: 750.000 €) 
 


7. Finanzunwirksamer Änderungsantrag der CDU-Fraktion „Einrichtung von Familienzen-
tren“ 


 
Folgende Anträge sind am 15. Februar 2011 eingereicht worden und daher ohne Be-
schlussempfehlung des Finanz- und Personalausschusses. Diese Anträge hat der Ver-
waltungsausschuss nicht behandelt: 
 


8. Antrag der Fraktion Die Linke.: „Sportförderung“ 
Antragsvolumen: 1.437.900 € pro Jahr 
 


9. Antrag der Fraktion Die Linke.: „Krippen- /Kindergarten-/Schulkindbetreuung in Kitas“ 
Antragsvolumen: 8.141.902 € pro Jahr 
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10. Antrag der Fraktion Die Linke.: „Spiel- und Jugendplätze“ 
Antragsvolumen: 400.000 €  
 


11. Finanzunwirksamer Antrag der Fraktion Die Linke.: „Bürgerhaushalt 2012“ 
 
Folgende Anträge sind am 17. Februar 2011 von der SPD-Fraktion eingereicht worden. 
Diese Anträge sind bereits gestellt worden und in den Listen enthalten. Der Finanz- und 
Personalausschuss hat in seiner Sitzung am 3. Februar 2011 die Anträge abgelehnt: 
 


12. Antrag: „Neubau der IGS Wilhelm Bracke in der Weststadt – Errichtung in Nullemissi-
onsbauweise“  
 


13. Antrag „Umgestaltung der Pausenhöfe an Offenen Ganztagsgrundschulen“ 
 


14. Antrag „Barrierefreiheit für alle Bürgerinnen und Bürger“ 
 


15. Antrag „Teilfinanzierung der Freiwilligenagentur Braunschweig“ 
 


16. Antrag „Fortführung des Altenhilfeplanes“ 
 


17. Antrag „Beschaffung von Funkmeldeempfängern“ 
 


18. Antrag „Sanierung der asphaltierten Gartenwege in den Kleingartenanlagen“ 
 


19. Antrag „Zuschüsse KöKi“ 
 
Folgender Antrag ist am 17. Februar 2011 von der SPD-Fraktion eingereicht worden. 
Dieser Antrag ist bereits gestellt worden, allerdings wurde er bisher als finanzwirksamer 
Antrag gewertet und ist in den Listen enthalten. Der Finanz- und Personalausschuss hat 
in seiner Sitzung am 3. Februar 2011 diese Antrag abgelehnt. Der neu gestellte Antrag 
ist allerdings finanzunwirksam: 
 


20. Antrag „Sicherstellung eines warmen Mittagessens an allen Braunschweiger Grundschu-
len“ 








Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 13 der Zusammenstellung 
 
 
Fachbereich 51 
Produkt 1.36.3660.01 
 
 
Bedarfserhebung zur Schulsozialarbeit/Prävention statt Reaktion 
 
 
"Die Verwaltung wird beauftragt, den Bedarf an Schulsozialarbeit an den Braunschweiger 
Schulen zu ermitteln. Um Defizite frühzeitig aufarbeiten zu können, soll der Fokus der 
Untersuchung verstärkt auf die Grundschulen gerichtet sein.“ 
 
 
Begründung 
 
Ausgehend von den durchgehend positiven Rückmeldungen der vier Braunschweiger 
Grundschulen, in denen Angebote der Schulsozialarbeit vorgehalten werden, sowie gestützt 
durch diverse Erhebungen und Publikationen in der entsprechenden Fachliteratur, ist davon 
auszugehen, dass Schulsozialarbeit in Grundschulen sowohl eine unmittelbare als auch eine 
mittel- bis langfristige Wirkung erzielt. Diese Maßnahmen werden auch zur Vermeidung bzw. 
Verminderung kostenrelevanter Nachsorgemaßnahmen zu einem späteren Zeitpunkt, z. B. 
im Bereich der Hilfen zur Erziehung, beitragen. 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


JHA vom 13.01.2011 9 0 0 X  


FPA vom 03.02.2011 Ohne Beschlussempfehlung passieren lassen. 


 
 
Auszug Protokoll FPA vom 03.02.2011: 
 
Ratsherr Müller hat auf die Stellungnahmen der Verwaltung zu den Anträgen der SPD-
Fraktion Bedarfserhebung zur Schulsozialarbeit/ Prävention statt Reaktion (Anlage 2.2 zur 
Ursprungsvorlage, Seite 13) und Sicherung der Schulsozialarbeit an Braunschweiger 
Grundschulen (Anlage 2.2 zur Ursprungsvorlage, Seite 14) Bezug genommen. Er bat um 
weitergehende Informationen an den Rat bezüglich des weiteren Vorgehens seitens der 
Verwaltung. Die Anträge wurden ohne Beschlussempfehlung weitergereicht. 
 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Bei der Schulsozialarbeit handelt es sich um keine Pflichtaufgabe der Stadt Braunschweig 
als Trägerin der Jugendhilfe. Insoweit besteht rechtlich keine Verpflichtung zur 
Bedarfserhebung zur Schulsozialarbeit. 
 
 
 
 
 







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 14 der Zusammenstellung 
 
 
Fachbereich 51 
Produkt 1.36.3660.01 
 
 
Sicherung der Schulsozialarbeit an Braunschweiger Grundschulen 
 
 
"Die Verwaltung wird aufgefordert, dem Rat über seine Ausschüsse zu berichten, wie die 
Mittel zur Fortführung der Schulsozialarbeit in den Grundschulen Lamme, Bebelhof, 
Diesterwegstraße und Hohestieg über das Jahr 2012 hinaus sichergestellt werden können. 
Gegebenenfalls sind Eigenmittel der Stadt in die Finanzplanung einzustellen." 
 
 
Begründung 
 
Die Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


JHA vom 13.01.2011 9 0 0 X  


FPA vom 03.02.2011 Ohne Beschlussempfehlung passieren lassen. 


 
 
Auszug Protokoll FPA vom 03.02.2011: 
 
Ratsherr Müller hat auf die Stellungnahmen der Verwaltung zu den Anträgen der SPD-
Fraktion Bedarfserhebung zur Schulsozialarbeit/ Prävention statt Reaktion (Anlage 2.2 zur 
Ursprungsvorlage, Seite 13) und Sicherung der Schulsozialarbeit an Braunschweiger 
Grundschulen (Anlage 2.2 zur Ursprungsvorlage, Seite 14) Bezug genommen. Er bat um 
weitergehende Informationen an den Rat bezüglich des weiteren Vorgehens seitens der 
Verwaltung. Die Anträge wurden ohne Beschlussempfehlung weitergereicht. 
 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Bei der Schulsozialarbeit handelt es sich um keine Pflichtaufgabe der Stadt Braunschweig 
als Trägerin der Jugendhilfe. Insoweit besteht rechtlich keine Verpflichtung zur Finanzierung 
entsprechenden Personals. 
 
 
 
 







Antrag der SPD-Fraktion auf Seite 30 der Zusammenstellung 
 
Stabsst. 0800 
Produkt 1.57.5711.01 
 
Entwicklung Braunschweigs zu einer Modellstadt für „Elektromobilität“ 
 
„Die Stadt Braunschweig erarbeitet ein Konzept, wie in Braunschweig „Elektromobilität“ 
gefördert werden kann und stellt dar, welchen Beitrag Braunschweig darüber hinaus bei der 
Entwicklung der Region zu einem „Cluster Elektromobilität“ leisten könnte." 
 
 
Begründung: 
 
Elektromobilität ist ein Wachstumsmarkt der Zukunft. Über ein Strukturentwicklungsprojekt 
bietet sich für die Stadt Braunschweig die Möglichkeit, insbesondere in Zusammenarbeit mit 
dem Niedersächsischen Zentrum für Fahrzeugforschung und den Unternehmen in der 
Region die Stadt zu einer Modellstadt für Elektromobilität zu entwickeln. „Stromfahrzeuge 
sind aus Sicht der Kommunen schon für sich genommen ein Gewinn. Die Mobilität aus der 
Steckdose verringert Lärm, klimaschädigende Gase und Luftschadstoffe – vor allem, wenn 
der Strom aus regenerativen Energien erzeugt wird, die vor Ort stark ausgebaut werden. 
Schließlich lassen sich mit E-Mobilität ganz neue Stadtentwicklungsprojekte erschließen.“ 
(aus Stadtwerk der Zukunft „Elektromobilität“, Hrsg. Verband kommunaler Unternehmen 
2010, S. 18) 
 
 
Ausschussempfehlung: 
 Abstimmungsergebnis Antrag somit 


dafür dagegen Enth. angenommen abgelehnt 


WA vom 17.12.2010 Antrag wurde von der SPD-Fraktion zurückgezogen. 


FPA  vom 03.02.2011 erledigt 


 
Auszug Protokoll des FPA vom 03.02.2011 
 
Zum Antrag der SPD-Fraktion Entwicklung Braunschweigs zu einer Modellstadt für 
„Elektromobilität“ (Anlage 2.2 zur Ursprungsvorlage, Seite 30) verwies Ratsherr Müller auf 
das Protokoll des Wirtschaftsausschusses vom 17. Dezember 2010. Da der Antrag von der 
SPD-Fraktion zurückgezogen wurde, bittet Ratsherr Müller um Prüfung und Mitteilung, 
inwiefern dieses Thema seitens der Verwaltung weiter verfolgt wird. 
 
Antwort der Verwaltung: 
 
Das Thema „Elektromobilität“ ist im Wirtschaftsausschuss am 17. Dezember 2010 intensiv 
diskutiert worden. Einvernehmlich wurde festgelegt, dass dieses wichtige Thema in einer 
nächsten Sitzung des Wirtschaftsausschusses behandelt wird. 
 
Die Verwaltung beabsichtigt, diese Thematik in der Wirtschaftsausschusssitzung am 
8. April 2011 zu behandeln. Dez. VI hat hierzu bereits erste Vorgespräche geführt. Es ist 
beabsichtigt, zur Sitzung Herrn Keune von der Fa. CARLECTRA als Experten einzuladen. 
Die Fa. CARLECTRA positioniert sich unter anderem als regionale Verbindungsstelle im 
Bereich Fahrzeugelektronik, um die Kompetenzen und Technologien des Mittelstandes, der 
Hochschulen sowie der Forschungseinrichtungen in der Region zu vernetzen. 
 
Das weitere Vorgehen wird abgeleitet aus der Diskussion im Wirtschaftsausschuss. 









